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Die Woche

Zum Glück aus dem Bistum Osnabrück
Osnabrück (kb). Teilnehmer am Katholikentag in Saar-
brücken (24. bis 28. Mai), die aus dem Bistum Osnabrück 
stammen und sich über das Osnabrücker Generalvikariat 
anmelden, erhalten einen Nachlass von zehn Prozent 
auf die Teilnehmergebühren. Darauf macht Franz-Josef 
Schwack aufmerksam, im Generalvikariat Koordinator 
für den Katholikentag 2008 in Osnabrück. Interessierte 
können sich an ihn wenden unter Telefon 05 41/31 82 54, 
E-Mail: f.schwack@bgv.bistum-os.de.

Alle Gottesdienstzeiten im Bistum
Osnabrück (kb). Jeden 
Sonntag besuchen viele 
tausend Christen die hei-
lige Messe. Als Service für 
seine Leserinnen und Leser 
dokumentiert der Kirchen-
bote in einer Beilage  die 
Gottesdienstzeiten aller 
Gemeinden im Bistum Os-
nabrück. Eine gute Hilfe auf 
Reisen oder beim Besuch in 
der Nachbargemeinde, die 
mittlerweile zur Tradition 
geworden ist. 3Beilage

Kritik am Familienwahlrecht
Aurich (kb). Der Regionalvorstand Ostfriesland im Bund 
der Deutschen Katholischen Jugend (BDKJ) hat die 
Pfarrgemeinden aufgerufen, sich nicht an der Möglichkeit 
zum Familienwahlrecht zu beteiligen. Das Bistum hat 
das Familienwahlrecht zu den Pfarrgemeinderatswahlen 
im November erstmals zugelassen. Eltern dürfen für ihre 
Kinder mit abstimmen. Der BDKJ lehnt das Familienwahl-
recht ab. Tatsächlich handele es sich dabei nur um ein 
Elternwahlrecht. Kinder und Jugendliche müssten selbst 
ihre Stimme einbringen können, so der BDKJ.

Wenn Armut Wachstum schafft
Die Tafeln in Niedersachsen und Bremen erleben einen Boom / Lob von Ministerpräsident Wulf

Melle (vpo). Niedersachsens 
Ministerpräsident Christian 
Wulff traf Vertreter der Tafeln 
Niedersachsens und Bremens 
und sicherte ihnen Unterstüt-
zung bei ihrer Arbeit zu.

In Deutschland gibt es derzeit 580 
Tafeln, Tendenz steigend. Allein 
im vergangenen Jahr verzeichne-
te die Organisation, die kosten-
los ihr gespendete Lebensmittel 
an Bedürftige verteilt, einen Zu-
wachs von 140 Mitgliedsverbän-
den. Bis März 2006 sind es bereits 
40 weitere. 

„Ohne das Wachsen wirtschaft-
licher und sozialer Not in Deutsch-
land, gäbe es dieses Wachstum der 
Tafeln wohl kaum“, meint Matt-
hias Mente, Vorstandsmitglied 
des Bundesverbands Deutsche 
Tafeln e.V.. Auch der niedersäch-
sische Ministerpräsident Christi-

an Wulff, Schirmherr der Tafeln 
Niedersachsens und Bremens, 
weiß um diese Problematik. „Im-
mer mehr Menschen sind auf Ihre 
Arbeit angewiesen“, sagte er vor 
den 96 Vertretern der 55 Tafeln in 
Niedersachsen und Bremen in de-

ren  Jahresversammlung  in Melle. 
„Es baut mich auf, wenn ich se-
he, wie viele Sponsoren Geld und 
Materialien geben und wie viele 
Menschen Zeit investieren, um die 
soziale Not zu lindern.“ 

Doch gerade hier sehen die 

Mitarbeiter der Tafeln Probleme 
auf sich zukommen. So führt die 
steigende Zahl der Tafel-Neu-
gründungen zu Gebietsüber-
schneidungen und Problemen bei 
der Suche nach Sponsoren. Eine 
mögliche Lösung dieses Problems 
könnte die Einrichtung zentraler 
Lebensmittelbanken sein, wie es 
sie in den europäischen Nachbar-
ländern bereits seit längerem gibt. 
Eine gerechte und bedarfsorien-
tierte Verteilung der Mittel könnte 
so gewährleistet werden. Warum 
sich deutsche Politiker bislang 
gegen diesen Vorschlag gesperrt 
hätten, diese Frage konnte auch 
Ministerpräsident Wulff nicht 
beantworten, versprach jedoch, 
ein Gespräch mit Vertretern der 
Tafeln und den deutschen Abge-
ordneten des Europaparlaments 
zu organisieren, um die Frage zu 
erörtern.

Volles Haus mit Bischof 
Bischof Franz-Josef Bode 
traf viele Briefschreiber
3Kirche vor Ort Seite 11

Kreuzweg der Kinder 
Schüler unterwegs in
der Stadt Osnabrück 
3 Fastenaktion Seite 18

Hilfe gegen die Armut: Lebensmittel von einer Tafel. Foto: dpa

„Die Welt
ist Gottes
so voll“
Alfred Delp SJ

Alltags-Exerzitien  Teil 6
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Entschieden leben
Letzte Folge der
Alltags-Exerzitien
3 Leben Seite 19

Spätabtreibung wird Chefsache
Die Fraktionsvorsitzenden von Union und SPD suchen eine Lösung zum Schutz behinderter Kinder

Von Volker Resing

Das Thema Spätabtreibung ist 
in Berlin zur Chefsache gewor-
den. Die Fraktionsvorsitzenden 
von Union und SPD suchen das 
Gespräch.

Zuerst hatte CDU-Fraktionschef 
Volker Kauder in einem Interview 
angekündigt, dass sich die Spitzen 
der Koalition dieses schwierigen 
und heftig umstrittenen Kom-
plexes annehmen werden. Jetzt 
bestätigte auch ein Sprecher des 
SPD-Fraktionsvorsitzenden Peter 
Struck gegenüber dieser Zeitung, 
dass es auf oberster Ebene Gesprä-
che gibt, um eine gemeinsame Lö-
sung zu finden.

Mit dem Skandal der Spätab-
treibungen hatte sich die Politik  
immer wieder beschäftigt, ohne 
sich auf eine Neuregelung des Pa-
ragrafen 218 einigen zu können. 
Das derzeit geltende Recht er-

möglicht es Frauen, bei Vorliegen 
einer so genannten medizinischen 
Indikation auch nach der 23. Wo-
che abzutreiben. Also zu einem 
Zeitpunkt, bei dem der Embryo 
schon lebensfähig ist. Gesetzliche 
Voraussetzung für die späte Ab-
treibung ist eine akute Gefahr für 
das Leben der Mutter. Doch führt 
nach Meinung der Kritiker diese 
Regelung dazu, dass es schon zu 
Abbrüchen kommt, wenn festge-
stellt wird, dass das Kind behin-
dert ist. Das psychische Wohl der 
Mutter werde als Scheinargument 
missbraucht, um das behinderte 
Kind loszuwerden.

Streitpunkt ist wieder die 
Beratungspflicht

Im Koalitionsvertrag der Gro-
ßen Koalition verpflichtet sich die 
neue Regierung selbst dazu, sich 
des Themas anzunehmen. Trotz-
dem zeigten sich Anfang des Jahres 

die Frontlinien bei den Fachpoliti-
kern verhärtet. Die CDU blieb bei 
ihrer Gesetzesinitiative aus dem 
vergangenen Jahr. Demnach soll 
eine Beratungspflicht eingeführt 
werden, wie sie auch für Abbrüche 
in den ersten zwölf Wochen der 
Schwangerschaft gilt. Außerdem 
sollen drei Tage „Bedenkzeit“ zwi-
schen Arzttermin und Abtreibung 
vorgeschrieben werden. Dies 
lehnten Vertreterinnen der SPD-
Fraktion bisher kategorisch ab. 
„Mit einer Zwangsberatung ver-
hindert man keine Abtreibung“, 
so Fraktions-Vize Nicolette Kressl 
noch Anfang März.

Möglicherweise liegt eine Eini-
gung jetzt tatsächlich näher als 
diese gegensätzlichen Positionen 
es vermuten lassen. Struck und 
Kauder verhandeln zurzeit viele 
Themen, bei denen sich SPD und 
Union einst unversöhnlich gegen-
überstanden. Sie sind in der Lage 
auch über das Votum der Fachleu-

te hinweg, Lösungen zu erzielen. 
Massiver Protest gegen die bishe-
rige Regelung kommt immer wie-
der auch aus den Kirchen.

Unterschriftenlisten an das 
Parlament

Im vergangenen Jahr hatte ein 
Bündnis von katholischen Diözes-
anräten, Verbänden und Medien, 
darunter auch diese Zeitung, ge-
gen die grausame Praxis der Spä-
tabtreibungen mobil gemacht. 
Über 150 000 Unterschriften wur-
den an den Bundestagspräsiden-
ten übergeben mit der Forderung, 
dafür zu sorgen, dass  Abbrüche 
„wirksam verhindert“ werden. Die 
Deutsche Bischofskonferenz hat 
sich zu den politischen Vorschlä-
gen offiziell noch nicht geäußert. 
Möglicherweise wird aber in den 
nächsten Monaten auch bei den 
Bischöfen das Thema auf die Ta-
gesordnung kommen. 3Seite 2

„Von Angesicht zu 
Angesicht “ – Jugend-
kreuzweg 2006

Eine „Zumutung“ sollen die Bilder 
des ökumenischen Kreuzweges 
der Jugend sein, denn Schreckens-
bilder von Leid und Gewalt gehen 
unter die Haut. „Von Angesicht zu 
Angesicht“ so lautet der Titel der 
Bilder, die die Frankfurter Künst-
lerin Hetty Krist ürsprünglich für 
die Frankfurter Liebfrauenkirche 
gemalt hat. Auf vier Bildtafeln hat 
sie Ohnmachtserfahrungen der 
Menschen von heute mit der Lei-
densgeschichte Jesu Christi ver-
flochten. Doch inmitten des Un-
rechts sind auch Gesten der Liebe 
und des Mitleidens zu entdecken. 
So führt die „Zumutung“ der Bilder 
zum Hinsehen und Handeln. 
 3Seiten 2 und 5 Fo
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Erfolg im Kampf gegen Landminen
Bonn (kna). Die UNO sieht 
bedeutende Fortschritte im 
Kampf gegen Landminen. 
Die Zahl der Opfer von 
Minen und nicht geräum-
ten Kampfmitteln sei auf 
jährlich 15 000 bis 20 000 
zurückgegangen, erklärte 
der Direktor des Antiminen-
programms der Vereinten 
Nationen, May Gaylard, in 
Bonn. Ende der 90er-Jahre 
waren es noch schätzungs-
weise 26 000 Opfer jährlich. „Wir sind im Begriff, den 
Kampf gegen Landminen zu gewinnen“, sagte Gaylard.

Bischof exkommuniziert Mafiosi
Locri (rv). Giancarlo Bregantini, Bischof von Locri in Süd-
italien, hat in einem Hirtenbrief alle Mitglieder der Mafia 
exkommuniziert, die „durch Waffengewalt und Mord das 
Leben junger Menschen zerstören oder unser Land ver-
giften“. Hintergrund des Hirtenwortes vom vergangenen 
Sonntag ist die Zunahme von Gewalttaten der „‘Ndran-
gheta“, wie die Mafia in Kalabrien heißt, die kürzlich ein 
auch kirchlich gefördertes Agrarprojekt zerstörte.

Strichweise fasten
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